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20. Coronabedingte Aufstockung der Intensivbetten am 
UKSH - Landesförderung von 5,5 Mio. € war nicht erfor
derlich 
 

Für den Aufbau von 234 zusätzlichen Intensivbetten mit Beat
mungskapazität erhielt das UKSH 11,7 Mio. € Fördermittel vom 
Bund und ergänzend 5,5 Mio. € vom Land.  
 
Das Wissenschaftsministerium hat bei Erlass des Zuweisungs
bescheides die Bundesförderung nicht berücksichtigt. Bereits 
damit hätte der Förderzweck erreicht werden können. 
 
Das Gesundheitsministerium genehmigte 40 zusätzliche Inten
sivbetten in Kenntnis, dass dem UKSH kein ausreichendes Per
sonal für den Betrieb dieser Betten zur Verfügung stand. Den
noch leitete es 2 Mio. € Bundesfördermittel an das UKSH weiter.  
 

20.1 Einleitung 
 
Im März 2020 traf die 1. Corona-Welle Europa mit voller Wucht. In den 
ersten Wochen war die italienische Provinz Bergamo die am härtesten 
betroffene Region in Europa. 
 
Um eine Überlastung des Gesundheitssystems in Deutschland rechtzeitig 
abzuwenden, hat der Bundesgesetzgeber verschiedene Maßnahmen zur 
finanziellen Unterstützung der Krankenhäuser getroffen. 
 
Unter anderem erhielten zugelassene Krankenhäuser über den neu 
geschaffenen § 21 Abs. 5 des Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze (Kranken
hausfinanzierungsgesetz - KHG)1 für den Aufbau von zusätzlichen Inten
sivbetten mit invasiver Beatmungsmöglichkeit vom 16.03. bis 30.09.2020 
einmalig 50.000 € Bundesförderung je Bett. 
 
Voraussetzung für den Erhalt der Bundesförderung war die Genehmigung 
durch die für die Krankenhausplanung zuständige Landesbehörde, in 
Schleswig-Holstein das seinerzeitige Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren (Gesundheitsministerium).2 
 

                                                      
1  Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Regelung der Kran

kenhauspflegesätze (Krankenhausfinanzierungsgesetz - KHG) vom 10.04.1991, BGBl. I 
S. 886; zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20.12.2022, BGBl. I S. 2793. 

2  Vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 Krankenhausgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landeskran
kenhausgesetz - LKHG) vom 10.12.2020, GVOBl. Schl.-H. S. 1004, zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.05.2021, GVOBl. Schl.-H. S. 567. 
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In der Folge wurden 26,2 Mio. € Bundesfördermittel für 524 zusätzliche 
Intensivbetten an das Land Schleswig-Holstein zur Weiterleitung an die 
Krankenhäuser ausgezahlt. Hiervon erhielt das Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein (UKSH) 11,7 Mio. € für insgesamt 234 zusätzliche 
Intensivbetten mit Beatmungsmöglichkeit.1 
 
Zusätzlich zu den Bundesmitteln stellte das Land weitere Mittel für Investi
tionen an Krankenhäusern bereit. Für das UKSH wurde der Landeszu
schuss für Investitionen nach § 92 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 des Gesetzes über 
die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hoch
schulgesetz - HSG)2 um 5,5 Mio. € angehoben.  
 

20.2 Bundesförderung zur Schaffung zusätzlicher Intensivbetten 
 

20.2.1 Kein sparsamer und wirtschaftlicher Umgang mit Bundesmitteln 
 
Das UKSH verfügte durch den Neubau der beiden Zentralkliniken in Kiel 
und Lübeck schon vor Beginn der Corona-Pandemie über eine sehr gute 
medizinische Ausstattung, auch im Bereich der Intensivmedizin. Mit Inbe
triebnahme der Neubauten 2019 bestand die Möglichkeit, insgesamt 235 
Intensivbetten zu betreiben.3 Davon meldete das UKSH 172 Intensivbetten 
zu Beginn der Pandemie als betriebsbereit, so dass es über eine Reserve
kapazität von 63 weiteren Intensivbetten verfügte. Mehr als 40 Mio. € hat 
das UKSH laut eigenen Angaben im Zuge des Neubaus in intensivmedizi
nische Geräte investiert. Daher hätte dem hiesigen Gesundheits-
ministerium bewusst sein müssen, dass das UKSH die erhaltenen Bun
desmittel nicht vollständig für den Aufbau zusätzlicher Intensivkapazitäten 
benötigte. 
 
Das Gesundheitsministerium hätte sich vor Weiterleitung der Bundesmittel 
an das UKSH beim Bundesministerium für Gesundheit (BMG) erkundigen 
müssen, ob der Förderanspruch Investitionen voraussetzte.  

  

                                                      
1  https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/redaktion/Covid19_Krankenhaus-

entlastungsgesetz/20220615Zahlungen_fuer_Krankenhaeuser_15.06.2022.pdf. 
2  Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hoch

schulgesetz - HSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.02.2016, GVOBl. 
Schl.-H. S. 39, zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.02.2022, GVOBl. Schl.-H. S. 102. 

3  Jahresbericht 2014/2015 des UKSH, S. 18 f. 
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Stattdessen hat das Gesundheitsministerium das Gesetz so ausgelegt, 
dass das UKSH und andere Krankenhäuser in Schleswig-Holstein 
möglichst hohe Fördermittel für sich beanspruchen konnten. Die Bezeich
nung als „pauschaler Bonus“ in der Gesetzesbegründung zu 
§ 21 Abs. 5 Satz 1 KHG wurde von allen Gesundheitsministerien der Län
der dahingehend interpretiert, dass keine zweckgebundene Investitions
kostenfinanzierung vorliege. Vielmehr wurde die Förderung als Anreiz für 
die Bereitschaft zum Ausbau zusätzlicher Intensivkapazitäten angesehen. 
Das BMG widersprach im Juni 2020 dieser Auffassung und stellte klar, 
dass die Förderung getätigte Investitionen voraussetze. Zu diesem Zeit
punkt war die Bundesförderung jedoch bereits vollständig durch das Land 
vereinnahmt und an die Krankenhäuser ausgezahlt.  
 
Die Frage nach der Rechtsnatur der Förderung wird in einem im Freistaat 
Bayern anhängigen Gerichtsverfahren geklärt.1 Je nach Ausgang des Ver
fahrens drohen auch für das Land Schleswig-Holstein Rückforderungs-
ansprüche des Bundes. Dies hätte durch frühzeitige Nachfrage beim BMG 
vermieden werden können. 
 

20.2.2 40 Intensivbetten ohne vorhandenes Personal genehmigt 
 
Das Gesundheitsministerium genehmigte dem UKSH zwischen dem 
16.03.2020 und 26.05.2020 insgesamt 234 zusätzliche Intensivbetten auf 
der Grundlage wöchentlicher Meldungen. Den 40 zuletzt genehmigten Bet
ten ging ein schriftlicher Antrag des UKSH an das Gesundheitsministerium 
über die Aufstockung von 106 zusätzlichen Intensivbetten voraus. Dabei 
wies das UKSH ausdrücklich darauf hin, dass es sich um Reservebetten 
handeln sollte, die nur dann in den Betrieb genommen werden würden, 
wenn die dauerhaft betriebenen Intensivbeatmungsplätze für die adäquate 
Versorgung der mit COVID-19 infizierten Patienten nicht mehr ausreichten. 
Gleichzeitig merkte es an, dass es die beantragten zusätzlichen Intensiv
betten mit eigenem Personal nicht betreiben könne. Das UKSH bat das 
Gesundheitsministerium um Unterstützung bei der Personalausstattung, 
indem beispielsweise andere Kliniken angewiesen würden, intensivmedi
zinisches Personal temporär dem UKSH zu überlassen. 
 
Von den beantragten 106 Intensivbetten wurden dem UKSH 40 zugestan
den. Hierfür hat es Fördergelder von 2 Mio. € erhalten. Zwar sah das 
Gesundheitsministerium den Bettenaufbau zu diesem Zeitpunkt bereits als 
ausreichend an, begründete seine Entscheidung aber mit der besonderen 
Rolle, die das UKSH im Rahmen der Versorgung von COVID-19-Patienten 
einnehme. Wie das Gesundheitsministerium zu der Überzeugung gelang

                                                      
1  https://www.welt.de/politik/deutschland/article233507036/Ausbleibende-Zahlungen-Geld-

fuer-Intensivbetten-Krankenhaeuser-starten-Dutzende-Klagen.html. 
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te, dass das UKSH im Bedarfsfalle die 40 genehmigten Betten kurzfristig 
hätte in Betrieb nehmen können, obwohl kein ausreichendes Personal 
vorhanden war, ist unklar. Schriftliche Dokumentationen über die Antrags
prüfung wurden dem LRH nicht vorgelegt. Gespräche mit anderen Kliniken 
über die vom UKSH vorgeschlagene Personalüberlassung haben nach 
Angaben des Gesundheitsministeriums nicht stattgefunden.  
 
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens versicherte das UKSH gegen
über den Ministerien, dass die Betten im Not- und Bedarfsfalle hilfsweise 
auch mit fachfremden Medizinerinnen und Medizinern sowie Pflegekräften 
hätten betrieben werden können, um eine Notstandssituation zu verhin
dern.  
 
Der LRH bleibt dabei, dass die 40 Intensivbetten unter den im Zeitpunkt 
der Antragstellung vom UKSH vorgetragenen Umständen nicht hätten 
gefördert werden dürfen.  
 

20.3 Landesförderung zur Schaffung zusätzlicher Intensivkapazitäten 
 

20.3.1 Zuweisungsbescheid für Landesmittel erging ohne Berücksichtigung 
der Bundesmittel für Intensivbetten 
 
Am 25.03.2020 - also 3 Tage, bevor die bundesgesetzliche Regelung in 
§ 21 KHG in Kraft trat - meldete das UKSH dem Land einen Finanzie
rungsbedarf von 4,5 bis 5,5 Mio. €. Damit sollten alle Intensivstationen in 
Kiel und Lübeck aufgerüstet und auf gleichem Niveau ausgestattet wer
den. Daraufhin wurde der für Investitionen vorgesehene Haushaltstitel um 
5,5 Mio. € erhöht, mit folgendem Vermerk:  
 
„5.500,0 T€ sind ausschließlich für Ergänzungsbeschaffungen zur Erhö
hung der Kapazitäten von Intensivbetten mit Beatmungsgeräten bestimmt, 
die zur Behandlung von Erkrankungen an SARS-CoV-2 (Coronavirus) und 
COVID-19 bestimmt benötigt werden“. 
 
Der Zuweisungsbescheid an das UKSH in Höhe von 5,5 Mio. € wurde vom 
seinerzeitigen Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (Wissen
schaftsministerium) am 06.04.2020 erlassen. Eine Berücksichtigung der zu 
diesem Zeitpunkt bereits in Kraft getretenen Bundesförderung enthielt der 
Zuweisungsbescheid nicht - auch keine Abgrenzung, obwohl sich die 
Förderzwecke überschnitten. 
 
Nur einen Tag später, am 07.04.2020, beantragte das UKSH beim 
Gesundheitsministerium die Auszahlung von 6,75 Mio. € Bundesfördermit
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tel für die bis dahin zusätzlich aufgestellten und vorgehaltenen Intensiv-
betten.  
 
Aufgrund der engen zeitlichen Abfolge und des gleichgerichteten Förder
zwecks der Bundes- und Landesförderung hätte eine engere Abstimmung 
zwischen Wissenschaftsministerium und Gesundheitsministerium erfolgen 
müssen. Damit verletzten die Ministerien den haushaltsrechtlichen Subsi
diaritätsgrundsatz. Dieser besagt, dass Zuwendungen nur dann im Haus
haltsplan veranschlagt und an Stellen außerhalb der Landesverwaltung 
gegeben werden dürfen, wenn das erhebliche Interesse ohne die Zuwen
dung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann.1 Es 
ist nicht erkennbar, welches erhebliche staatliche Interesse nicht bereits 
durch die Bundesförderung befriedigt werden konnte.  
 
Das Wissenschaftsministerium verweist in seiner Stellungnahme auf die 
unterschiedlichen Sachverhalte bei der Bundes- und der Landesförderung. 
Die Bundesförderung sei eine Pauschalförderung für das Erreichen eines 
bestimmten Ergebnisses gewesen, nämlich zusätzlich geschaffene oder 
vorgehaltene Intensivbetten. Der Zuweisungsbescheid des Landes hinge
gen beziehe sich auf konkrete Investitionsgüter, die beantragt und dann 
beschieden worden seien. 
 
Eine Differenzierung nach Sachverhalten ist für den LRH nicht nachvoll
ziehbar, da das UKSH nach eigenen Angaben sowohl die Bundes- als 
auch die Landesmittel als Investitionskostenzuschuss für die Intensivmedi
zin verwendete. Der LRH bleibt daher bei seiner Auffassung, dass der 
Subsidiaritätsgrundsatz hätte beachtet werden müssen. 
 

20.3.2 Bedarf für ergänzende Landesmittel nicht nachgewiesen 
 
Insgesamt hat das UKSH 17,2 Mio. € Bundes- und Landesförderung für 
die Erweiterung der Intensivkapazitäten erhalten. Von den 11,7 Mio. € 
Bundesfördermitteln hatte das UKSH 4,6 Mio. € bis zum 31.12.2020 noch 
nicht verausgabt. Dennoch hatte das UKSH bereits Ende Mai 2020 234 
zusätzlich geschaffene Intensivbetten apparativ ausgestattet und als 
betriebsbereit gemeldet. Die zeitlich danach verausgabten Fördermittel 
waren für den Aufbau dieser Betten demnach nicht erforderlich.  
 
Zudem verdeutlicht die Höhe der bis zum 31.12.2020 nicht verausgabten 
Bundesmittel, dass es ergänzender Landesmittel zur Erhöhung der Kapa
zitäten von Intensivbetten mit Beatmungsgeräten nicht bedurft hätte. 
 

                                                      
1  Vgl. § 14 Haushaltsgrundsätzegesetz und §§ 23, 44 Abs.1 Landeshaushaltsordnung. 
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Auch die Landesmittel waren bis zum 31.12.2020 nicht vollständig veraus
gabt. Über den Restbetrag von 326.000 € hat das Wissenschafts-
ministerium dem UKSH auf Antrag eine Fristverlängerung bis zum 
30.06.2021 erteilt. Die Fristverlängerung wurde erteilt, ohne dass das 
Wissenschaftsministerium Kenntnis über die bislang verausgabten 
Fördermittel hatte. 
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